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Erkenntnisse über deutsche Zwangsarbeiter 


Der Deutsche Bundestag hat am 6. Juli 2000 das Gesetz zur Errichtung der 
Bundesstiftung „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ verabschiedet. Das 
inzwischen in Kraft getretene Gesetz sieht Leistungen an Antragsteller vor, 
die aus ihrem Heimatstaat in das Gebiet des Deutschen Reiches in den Gren- 
zen von 1937 oder in ein vom Deutschen Reich besetztes Gebiet deportiert 
wurden, in einem nationalsozialistischen Konzentrationslager oder in einer 
anderen Haftstätte oder in einem Ghetto unter vergleichbaren Bedingungen in- 
haftiert waren und zur Arbeit gezwungen wurden. 

Die Abgeordneten der CDU/CSU-Bundestagsfraktion haben anlässlich der 
Verabschiedung des Gesetzes zur Errichtung der Stiftung „Erinnerung, Ver- 
antwortung und Zukunft“ eine Erklärung zur Abstimmung gemäß § 31 Abs. 1 
der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages (GO-BT) abgegeben, in 
der sie u. a. die Bundesregierung auffordern, „mit denjenigen Staaten, die 
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges Deutsche verschleppt und unter un- 
menschlichen Bedingungen zur Arbeit gezwungen haben, oder mit deren 
Nachfolgestaaten Kontakt aufzunehmen mit dem Ziel, dass auch die noch le- 
benden deutschen Opfer von diesen Staaten eine - der deutschen Regelung ent- 
sprechende - Entschädigung in Form einer humanitären Geste erhalten“. 


1 . Wie groß war nach Erkenntnissen der Bundesregierung - nach Staaten ein- 
zeln aufgeschlüsselt - die Zahl der deutschen Zivilisten aus dem damaligen 
Deutschen Reich einschließlich der Deutschen in der damaligen Sowjet- 
union sowie in Staaten Mittel- und Osteuropas, die während des Zweiten 
Weltkrieges oder danach in den Gebieten östlich von Oder und Neiße so- 
wie in den Staaten Mittel- und Osteuropas und in der Sowjetunion zur 
Zwangsarbeit eingesetzt wurden? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 11./19. Juli 2001 
übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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2. Wie viele dieser ehemaligen deutschen Zwangsarbeiter - nach Staaten ein- 
zeln aufgeschlüsselt - leben nach Erkenntnissen der Bundesregierung 
noch? 

Die Bundesregierung hat zuletzt in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Petra Pau u. a. sowie der Fraktion der PDS (Bundestagsdruck- 
sache 14/5865) nochmals daraufhingewiesen, dass von der Nachkriegsgesetz- 
gebung die Heranziehung von Deutschen oder deutschen Volkszugehörigen 
durch dritte Hoheitsträger zur Zwangsarbeit als allgemeines Kriegsfolgen- 
schicksal bewertet und Zwangsarbeit als solche demzufolge nicht zum unmit- 
telbaren Anknüpfungspunkt von innerstaatlichen Leistungen gemacht worden 
ist (vgl. aaO, Vorbemerkung, sowie nachfolgend Antwort auf Frage 6). Auf 
diesem Hintergrund gab und gibt es aus administrativer Sicht keinen zureichen- 
den sachlichen Grund, Zahlen oder Vorgänge der Art festzustellen, wie sie zur 
Beantwortung der Frage hätten erhoben worden sein müssen. Der Bundesregie- 
rung liegen deshalb insoweit auch keine eigenen Erkenntnisse vor. 

In der zeithistorischen Literatur genannte Zahlen für Zivildeportierte sind in der 
Antwort von Staatsminister Dr. Ludger Volmer vom 18. März 1999 auf eine 
entsprechende Frage des Abgeordneten Hartmut Koschyk wiedergegeben wor- 
den (Bundestagsdrucksache 14/674, Frage 5). 


3. Haben diese deutschen Zwangsarbeiter zwar gegebenenfalls für die zu 
Unrecht erlittenen Gewahrsamszeiten Leistungen nach dem Kriegsgefan- 
genentschädigungsgesetz, dem Häftlingshilfegesetz oder aufgrund anderer 
Gesetze erhalten, nicht jedoch für den Tatbestand der Zwangsarbeit? 

Liegt insofern eine ähnlich gelagerte Situation vor wie im Falle jener 
Zwangsarbeiter der nationalsozialistischen Diktatur, die zwar für die Ge- 
wahrsamszeiten bereits in der Vergangenheit entschädigt wurden, jedoch 
erst jetzt aus Mitteln der Stiftung „Erinnemng, Verantwortung und Zu- 
kunft“ eine Entschädigung für den Tatbestand der Zwangsarbeit erhalten? 

Zwangsarbeit ist - bei allen denkbaren Unterschieden im Einzelfall - für jeden 
von diesem Schicksal Betroffenen in jedem Falle ein einschneidendes, zutiefst 
bemitleidenswertes Ereignis, das viele nicht überlebt haben und für viele mit 
dauerhaften sowie erheblichen Einschränkungen ihres physischen oder psychi- 
schen Zustandes verbunden war oder ist. Dies schließt unterschiedliche Bewer- 
tungen hinsichtlich der Frage staatlicher Reaktionen auf dieses Phänomen in- 
dessen nicht aus, etwa unter dem Gesichtspunkt historischer Verantwortung. 
Deshalb ist es aus der Sicht der Bundesregierung nicht sachgerecht, die aus die- 
ser Perspektive in versöhnender Absicht getroffene Entscheidung des deut- 
schen Gesetzgebers - und deutscher Unternehmen - durch reziproke Erwartun- 
gen oder gar Forderungen an Dritte zu relativieren. 


4. Werden die Zeiten der Zwangsarbeit im deutschen Rentenrecht bzw. im 
Rentenrecht der jeweiligen Heimatstaaten dieser ehemaligen deutschen 
Zwangsarbeiter als rentenrechtliche Zeiten rentensteigemd berücksichtigt? 

In der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung werden Zeiten, in denen 
Deutsche entweder 

• im Zusammenhang mit der Kriegsgefangenschaft Zwangsarbeit geleistet 
haben oder 

• interniert, verschleppt oder, ohne Kriegsteilnehmer zu sein, durch feindliche 
Maßnahmen an der Rückkehr nach Deutschland gehindert worden sind und 
in diesem Zusammenhang Zwangsarbeit geleistet haben. 
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als Ersatzzeiten berücksichtigt und im Rahmen der Gesamtleistungsbewertung 
bewertet. Bei gewöhnlichem Aufenthalt außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland bestehen jedoch Einschränkungen in Bezug auf die Zahlung von 
Renten aus den Ersatzzeiten. 

Polen 

Zu der Anrechnung von Zeiten in polnischen Internierungs- bzw. Arbeitslagern 
nach dem zweiten Weltkrieg vertritt die polnische Seite die Auffassung, dass es 
sich hierbei um eine innerstaatliche polnische Angelegenheit handle. Die polni- 
sche Seite hat bei Regierungsgesprächen im Juni 2001 hierzu erläutert, dass das 
polnische Recht seit 1999 zwar eine rentensteigernde Anrechnung von Zeiten 
einer Zwangsarbeit im In- und Ausland (z. B. Deutschland, ehemalige Sowjet- 
union) vorsehe. Hierbei handle es sich jedoch um Zeiten der Internierung und 
Zwangsarbeit, die aus Gründen kommunistischer Repression erfolgt sei, wobei 
diese Zeiten auch nichtpolnischen Staatsangehörigen in der polnischen Rente 
angerechnet würden. 

In einer Gemeinsamen Erklärung vom 19. Dezember 1995 zum Abkommen 
über Renten- und Unfallversicherung von 1975 haben die deutsche und die pol- 
nische Seite zwar die gegenseitige Anerkennung von Wehrdienstzeiten, die im 
anderen Staat geleistet wurden, festgelegt. Die polnische Seite sah sich bei den 
Verhandlungen über die Gemeinsame Erklärung zur gegenseitigen Anerken- 
nung 1995 jedoch nicht in der Lage, Zeiten der Kriegsgefangenschaft deutscher 
Wehrmachtsangehöriger nach dem 8. Mai 1945 in der polnischen Rente zu be- 
rücksichtigen, weil es im polnischen Rentenrecht keine der Kriegsgefangen- 
schaft deutscher Wehrmachtsangehöriger vergleichbare Tatbestände gibt. 

Tschechien 

Die Bundesregierung hat auf die in die gleiche Richtung zielende mündliche 
Frage 4 vom 15. November 2000 des Abgeordneten Hartmut Koschyk zu 
Tschechien nachträglich schriftlich wie folgt geantwortet: 

„Das tschechische Arbeitsministerium hat auf Anfrage der Botschaft Prag am 
7. Dezember 2000 mitgeteilt, dass im so genannten Protektorat bzw. anschlie- 
ßend in der Tschechoslowakei bis zum Jahre 1948 bezüglich der Versicherung 
die Vorkriegsvorschriften aus der ersten Republik galten. Nach diesen Vor- 
schriften (z. B. das tschechische Gesetz Nr. 221/1924 oder das tschechische 
Gesetz Nr. 26/1929) waren Gefangene nicht sozialversichert (,von der Ver- 
sicherung ausgenommen sind alle Arbeitsverhältnisse, die nicht auf der Grund- 
lage einer freiwilligen zustimmenden Willensäußerung entstehen, sondern auf 
der Grundlage eines Zwangsverhältnisses, wie zum Beispiel die Arbeit von 
Soldaten, Gefangenen usw.‘). Daher ist es nach Ansicht des tschechischen 
Arbeitsministeriums nicht möglich, die Zeit der Zwangsarbeit oder Internie- 
rung als Versicherungszeit zu werten. Ebenso verhalte es sich beim tschechi- 
schen Gesetz Nr. 99/1948 über die nationale Versicherung, das am 1. Oktober 
1948 in Kraft trat. Die Sozialversicherung von Gefangenen sei in die tschecho- 
slowakische Rechtsordnung erst ab dem Jahr 1953 eingeführt worden. 

Auch wenn es nach der tschechischen Gesetzgebung bisher keine Rechtsgrund- 
lage für die rentenrechtliche Anerkennung der Zeiten der durch die deutsch- 
stämmige Minderheit geleisteten Zwangsarbeit gibt, hat die tschechische Seite 
in Gesprächen erkennen lassen, dass überlegt wird, wie diese Zwangsarbeit 
kompensiert werden könne. Bei der Frage, ob die tschechische Seite geleistete 
Zwangsarbeit in der tschechischen Rentenversicherung anrechnet oder in ande- 
rer Weise berücksichtigt, handelt es sich letztlich um eine Frage der Geltend- 
machung von Entschädigungsansprüchen aufgrund erlittenen Unrechts zuguns- 
ten des betroffenen Personenkreises gegenüber dem tschechischen Staat. Die 
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Bundesregierung wird die tschechische Seite bestärken, hier eine Lösung zu 
finden.“ 

Litauen 

Die zuständige litauische Sozialversicherungsgesellschaft SODRA hat mitge- 
teilt, dass auf der Grundlage des litauischen Rentengesetzes eine Veränderung 
der Rentenhöhen grundsätzlich für alle Rentenempfänger gleich gelten müsse. 
Das litauische Rentenrecht kenne Zwangsarbeit als die Rente erhöhenden Ein- 
zelumstand nicht. Es existiere lediglich eine Gruppe von Rentenempfängern, 
die aufgrund von Schädigungen oder Belastungen durch Kriegseinflüsse all- 
gemein eine höhere Einstufung ihrer Rentenbeträge beantragen könnten. Hier- 
unter würden zahlreiche verschiedene Untergruppen wie Kriegsinvaliden, 
Kriegsteilnehmer, Hinterbliebene oder Verbannte ohne Unterschiede zwischen 
diesen Untergruppen fallen. Kriegsschädigungen müssten dabei im Einzelnen 
(in der Regel) durch litauische Unterlagen nachgewiesen werden. 

Zwangsarbeit ist danach als Steigerungsfaktor im litauischen Rentenrecht nicht 
bekannt. Bei allen oben beschriebenen Untergruppen und Konstellationen ist 
eine eventuell früher bestehende deutsche oder dritte Staatsangehörigkeit oder 
Volkszugehörigkeit nicht relevant. 

Lettland 

Nach dem Rentenrecht in Lettland spielt die frühere Nationalität bzw. Staats- 
angehörigkeit bei der Rentenberechtigung keine Rolle, sofern die betreffende 
Person jetzt in Lettland wohnt und lettischer Staatsangehöriger oder Nicht- 
staatsbürger ist (Nichtstaatsbürger sind in Lettland ca. 500 000 Russen, Ukrai- 
ner, Weißrussen und andere, die in Lettland wohnen und arbeiten, aber die Pro- 
zedur der Einbürgerung (noch) nicht durchlaufen haben). Ein Anspruch auf 
eine höhere Rente entsteht, wenn der Betreffende als politisch verfolgt an- 
erkannt ist und einen entsprechenden Ausweis besitzt. Das Rentengesetz Lett- 
lands sieht in diesem Fall einen Rentensteigerungs-Faktor vor. Auch die 
Zwangsarbeit Deutschstämmiger kann hierunter fallen. 

Estland 

Gemäß § 1 8 Abs. 3 Nr. 2 des estnischen Rentengesetzes werden unter anderem 
Jahre der KZ- oder Ghetto-Inhaftierung während des Zweiten Weltkrieges so- 
wie Zeiten in einem „Arbeits-ZBaubataillon bzw. -einheit von 1941 bis 1942“ 
bei der Rentenbemessung - dreifach - angerechnet. Ferner wird gemäß § 17 
Absatz 4 eine Zusatzrente in Höhe von 20 % der so genannten Nationalrente 
(einer Art Mindestrente) unter anderem für ehemalige KZ- oder Ghetto-Häft- 
linge des Zweiten Weltkrieges und ehemalige Zwangsarbeiter in einem „Ar- 
beits-/Baubataillon bzw. -einheit von 1941 bis 1942“ gezahlt. Dies gilt aller- 
dings nur, wenn der Berechtigte eine Invalidenrente (also keine gewöhnliche 
Altersrente) bezieht. 

Die Frage der Staatsangehörigkeit ist gemäß § 4 des Rentengesetzes grundsätz- 
lich ohne Belang, sofern es sich um ständige Einwohner Estlands handelt 
(estnische Renten werden nicht an Empfänger im Ausland gezahlt). Diese 
Regelungen würden also auch für ehemalige deutsche Zwangsarbeiter gelten, 
die später zum Beispiel estnische Staatsangehörige geworden sind. 
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Ungarn 

Die Bundesregierung hat auf die in die gleiche Richtung zielende vorgesehene 
mündliche Frage 20 vom 7. März 2001 des Abgeordneten Flartmut Koschyk zu 
Ungarn schriftlich wie folgt geantwortet (Plenarprotokoll 14/154, 15111 D): 

„Die ungarische Regierung hat ,im Flinblick auf den nahenden 45. Jahrestag der 
Revolution und des Freiheitskampfes von 1956‘ verordnet, dass den zwischen 
1945 und 1963 rechtswidrig sowie im Zusammenhang mit 1956 Verurteilten 
monatliche Zuwendungen in Form einer Zusatzrente gewährt werden. An- 
spruchsberechtigt sind ungarische Staatsbürger mit Wohnsitz in Ungarn, die 
ihren Lebensmittelpunkt auch tatsächlich in Ungarn haben. Ferner müssen sie 
das Rentenalter erreicht oder ihre Arbeitsfähigkeit zu 67 Prozent verloren 
haben. Anspruchsbegründende Tatbestände sind neben den - zwischen 1945 
und 1963 ausgesprochenen - rechtswidrigen oder im Zusammenhang mit 1956 
stehenden Verurteilungen auch Verurteilungen durch sowjetische Militärge- 
richte oder Freiheitsentzug durch sowjetische Behörden, wenn die Strafe ganz 
oder zum Teil in der Sowjetunion verbüßt wurde, sowie Polizeiarrest im Lager 
Recsk. Der Freiheitsentzug muss insgesamt mindestens drei Jahre betragen 
haben. Angehörige der deutschen Minderheit in der Republik Ungarn haben die 
gleichen Ansprüche wie alle anderen ungarischen Staatsbürger.“ 

Nicht anspruchsberechtigt sind u. a. Personen, die wegen Kriegsverbrechen ver- 
urteilt wurden oder eine führende Rolle in Organisationen von „Flitleranhän- 
gern“ (Volksbund, Faschisten, Pfeilkreuzler) spielten. Ebenfalls ausgeschlossen 
sind aber z. B. auch Personen, die Mitglieder der Staatsschutzorgane waren oder 
die an der Niederschlagung des Freiheitskampfes von 1956 beteiligt waren. 

Tatsächlich sollen einige Anträge von Angehörigen der deutschen Minderheit in 
Ungarn, die zur Zwangsarbeit in die Sowjetunion verschleppt wurden, abgelehnt 
worden sein. Diese Ablehnungsbescheide werden nun von den ungarischen Be- 
hörden überprüft. Die Landesselbstverwaltung der Ungarndeutschen (LdU) 
prüft zurzeit die Rechtslage, der LdU- Vorsitzende Otto Fleinek hat den Minder- 
heitenbeauftragten des ungarischen Parlaments, Kaltenbach, eingeschaltet. 

Russland 

Grundsätzlich werden allen Zwangsarbeitem, die eine Rehabilitierungsbeschei- 
nigung erhalten haben, die Zeiten der Zwangsarbeit rentensteigernd angerech- 
net. 

Das Ministerium ftir sozialen Schutz der Bevölkerung der Russischen Föderation 
teilte insbesondere mit, dass ftir Russlanddeutsche, die auf Grund ihrer Zugehö- 
rigkeit in der Trud- Armee Zwangsarbeit für die Sowjetunion leisten mussten, 
rentensteigernde Zulagen gezahlt werden, sofern eine Rehabilitierungsbescheini- 
gung vorliegt. In diesem Fall erhält dieser Personenkreis eine Zulage zur monat- 
lichen Rente von 50 % der Mindestaltersrente. Das sind derzeit 75 Rubel (ca. 
6 DM). Weiterhin werden die Jahre in der Trud- Armee bei der Lebensarbeitszeit 
angerechnet. Die Arbeit in verschiedenen wichtigen Industriezweigen und unter 
extrem schweren Bedingungen kann bis zum Dreifachen angerechnet werden, 
d. h., ftir ein Arbeitsjahr werden drei gerechnet. 

Belarus 

Die belarussischen Behörden teilten auf Anfrage mündlich mit, dass in Belarus 
keine ehemaligen Deutschen bekannt seien, die Zwangsarbeit geleistet hätten. 
Auch das Nationalarchiv der Republik Belarus habe keine entsprechende 
Kenntnis. Die russischen Behörden verfügten nur über Unterlagen belarussi- 
scher Zwangsarbeiten Belarussische Archivfachleute wüssten zwar, dass es 
deutsche Zwangsarbeiter gegeben hat, vermuten aber, dass sie in weiter östlich 
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gelegenen Gebieten der ehemaligen Sowjetunion eingesetzt waren. Auch der 
deutschen Botschaft in Minsk sind keine in Belarus lebenden ehemaligen 
deutschen Zwangsarbeiter (weder ehemalige deutsche Staatsangehörige, noch 
Russlanddeutsche) bekannt. 

Ukraine 

Der Leiter der Abteilung für Rentenpolitik des ukrainischen Rentenfonds hat 
auf Anfrage mitgeteilt, dass Zeiten, die eine Person in Lagerhaft oder in 
Zwangsarbeit verbracht habe, bei der Berechnung der Rente nur dann renten- 
erhöhend in Anrechnung gebracht werden, wenn die Person selber oder die sie 
lagerverwaltende oder beschäftigende Stelle/Behörde Beiträge an den Renten- 
fonds abgeführt habe. Eine rentenrechtliche Anerkennung dieser Zeiten ohne 
Beiträge sehe das ukrainische Recht nicht vor. 


5. In welcher Weise und in jeweils welcher Größenordnung waren nach Er- 
kenntnissen der Bundesregierung die deutschen Zivilisten, die zur 
Zwangsarbeit eingesetzt wurden, in den verschiedenen Staaten unterge- 
bracht? 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. 


6. Gilt eine lagermäßige Unterbringung deutscher Zivilisten zum Zwecke der 
Zwangsarbeit als Gewahrsam im Sinne des § 1 Abs. 6 Häftlingshilfege- 
setz? 

Nach dem unmissverständlichen Wortlaut des § 1 Abs. 6 Häftlingshilfegesetz 
(HHG) ist eine lagermäßige Unterbringung u. a. als Folge von Arbeitsver- 
pflichtungen kraft gesetzlicher Fiktion kein (politischer) Gewahrsam im Sinne 
des HHG. Diese Regelung ist Ausdruck der Auffassung des Gesetzgebers, wo- 
nach Verschleppungen oder Internierungen zu dem Zweck, die Betroffenen als 
Arbeitskräfte einzusetzen, als allgemeines Kriegsfolgenschicksal zu betrachten 
sind und daher nicht zu Leistungen nach dem HHG berechtigen sollen, die nur 
für politische Häftlinge bestimmt sind (vgl. Antwort auf Frage 1): „Die Vor- 
schrift in § 1 Abs. 6 HHG schließt nicht den Gewahrsam aus, sondern den poli- 
tischen Grund des Gewahrsams“ (BVerwGE vom 3. August 1977 - VIII C 
15.77 -veröffentlicht in Buchholz 412.6 § 1 HHG S. 26 ff [29]). Dabei ist unter 
„Arbeitsverpflichtungen“ i. S. v. § 1 Abs. 6 HHG von der Rechtsprechung stets 
insbesondere die „einseitig abverlangte Zwangsarbeit“ verstanden worden 
(aaO S. 28). Sie war nach höchstrichterlicher Feststellung in den im HHG um- 
schriebenen Gewahrsamsgebieten derart verbreitet, dass sie „angesichts ihrer 
Allgemeinheit für die deutsche Bevölkerung in den Gewahrsamsgebieten der 
Auffanggewahrsamsgrund (ist). Wo kein anderer Grund feststellbar ist, muss 
die Arbeitspflicht Gewahrsamsgrund sein“ (aaO S. 31). 

Das mit Wirkung vom 1. Januar 1993 aufgehobene Kriesgefangenenentschädi- 
gungsgesetz enthielt in § 2 Abs. 3 einen inhaltsgleichen Ausschlusstatbestand. 
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7. Wurden die in der o. g. Erklärung zur Abstimmung gemäß § 31 Abs. 1 
GO-BT geforderten Kontakte inzwischen aufgenommen? 

Falls ja, mit welchem Ergebnis? 

Falls nein, warum nicht? 

Die Bundesregierung hat auf die in die gleiche Richtung zielende schriftliche 
Frage 34 des Abgeordneten Flartmut Koschyk vom März 2001 geantwortet 
(Bundestagsdrucksache 14/5839): 

„Der Bundesregierung ist bewusst, dass viele Deutsche während des Zweiten 
Weltkrieges und unmittelbar danach Opfer von Gewalt und Willkür wurden. So 
tragisch, schmerzhaft und groß das Leid für die Betroffenen auch war und ist, 
es hatte seine Wurzeln im vorausgegangenen NS-Unrecht. Daher beabsichtigt 
die Bundesregierung nicht, entsprechende Initiativen gegenüber dritten Staaten 
zu ergreifen.“ 

Auf diese Antwort wird verwiesen. 
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